Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3685 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Gü 3/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Verkehrspolitik in der 

Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Verlängerung 
der Geltungsdauer und die Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr, 1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968 über die 
Einführung eines Margentarifsystems im Güterkraftver- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Budidruckerei R. Madel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 


Sachgebiet 9241 


Bonn, den 2. August 1972 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Verlängerung der Geltungsdauer und die Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968 
über die Einführung eines Margentarifsystems 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Regelung der Beförderungsentgelte und -be- 
dingungen stellt ein wichtiges Element der gemein- 
samen Verkehrspolitik dar, deren Einführung im 
Vertrag vorgesehen ist. 

Die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1174/ 
68 des Rates vom 30. Juli 1968 über die Einführung 
eines Margentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten in der durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 293/70 des Rates vom 16. Fe- 
bruar 1970^) geänderten Fassung soll es gestatten, 
Erfahrungen für die Festsetzung der nach Ablauf 
ihrer Geltungsdauer anzuwendenden Regelung zu 
gewinnen; zu diesem Zweck hat die Verordnung 
vorgesehen, daß die von ihr eingeführte Regelung 
bis zum 31. Dezember 1971 angewendet werden und 
ein weiteres Jahr in Kraft bleiben sollte, falls der 
Rat vor diesem Datum keinen Beschluß über die 
später anzuwendende Regelung gefaßt haben würde. 

Nach den Bestimmungen der Verordnung (EWG) 
Nr. 1174/68 des Rates hätten die darin vorgesehenen 
Tarife spätestens am 31. August 1969 in Kraft ge- 
setzt werden müssen; die letzte Frist für dieses In- 
kraftsetzen war jedoch auf den 31. Oktober 1969 für 
die Tarife festgesetzt, die einer Entscheidung der 
Kommission und gegebenenfalls des Rates gemäß 
dem in Artikel 4 Absatz 2 b der Verordnung vorge- 
sehenen Verfahren unterworfen waren. 

Wegen einer Verzögerung von über zwei Jahren, 
die im Verlaufe der Verhandlungen zwischen den 
Mitgliedstaaten zur Festsetzung der Tarife ent- 
standen war, sind diese erst Ende 1971 in Kraft ge- 
treten. 

Zur Bestimmung der später anzuwendenden Rege- 
lung der Beförderungsentgelte und -Bedingungen ist 
es erforderlich, den Erfahrungen Rechnung zu tra- 


gen, die aus der Anwendung der durch die Verord- 
nung (EWG) Nr, 1174/68 des Rates eingeführten Re- 
gelung während eines ausreichenden Zeitraumes ge- 
wonnen werden können, der zumindest dem in der 
Verordnung vorgesehenen entspricht. 

Die Geltungsdauer der Verordnung (EWG) Nr. 
1174/68 des Rates sollte daher bis zum 31. Dezember 
1974 verlängert werden. 

Es erscheint zweckmäßig, einige Vorschriften die- 
ser Verordnung, insbesondere hinsichtlich der An- 
wendung des Margentarifsystems auf kombinierte 
Beförderungen, hinsichtlich der Festsetzung der Be- 
förderungsentgelte bei Einschaltung eines Hilfs- 
gewerbetreibenden des Verkehrs und hinsichtlich 
der Anwendung der Voraussetzung des für den Ab- 
schluß von Sonderabmachungen erforderlichen Min- 
destgewichtes zu präzisieren. 

Es ist schließlich angezeigt, anläßlich der Ver- 
längerung der Geltungsdauer der Verordnung 
(EWG) Nr. 1174/68 des Rates bestimmte Abweichun- 
gen zu berichtigen, die zwischen dem Wortlaut der 
einzelnen Fassungen in den verschiedenen Sprachen 
der Gemeinschaft festgestellt wurden. 

Es sollten Fristen für die Festsetzung der Tarife 
vorgesehen werden, an denen die neuen Mitglied- 
staaten unmittelbar beteiligt sind - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des 
Rates vom 30. Juli 1968 wird durch folgenden Wort- 
laut ersetzt: 

„Diese Verordnung gilt bis zum 31. Dezember 1974." 


Artikel 2 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1973 wird Artikel 1 der 
vorgenannten Verordnung wie folgt geändert: 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 6. August 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 40 
vom 20. Februar 1968, S. 1 
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1. Artikel 1 Absatz 1 ist durch folgende Worte zu 
vervollständigen, die hinter den Worten „Drittland 
befördert wird,, anzufügen sind: 

„und selbst dann, wenn das mit dem Gut beladene 
Straßenfahrzeug auf einem Teil der Beförderungs- 
strecke ohne Umladung des Gutes im Eisenbahn-, 
Binnenschiffs-, See- oder Luftverkehr befördert 
wird." 

2. In Artikel 3 Absatz 1 zweiter Unterabsatz sind 
die Worte „einschließlich der Werbe- und Abferti- 
gungskosten" zu ersetzen durch die Worte „gegebe- 
nenfalls einschließlich der Werbe- und Abfertigungs- 
kosten". 

3. In Artikel 5 Absatz 1 in der durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 293/70 des Rates vom 16. Februar 
1970 geänderten Fassung sind die Worte „minde- 
stens 500 t in drei Monaten" durch die Worte „min- 
destens 500 t für einen Zeitraum von jeweils drei 
Monaten im Verkehr zwischen zwei Mitgliedstaaten" 
zu ersetzen. 


Artikel 3 

1. In der deutschen Fassung der in Artikel 1 be- 
zei ebneten Verordnung erhält Artikel 16 Buchsta- 
be b folgende Fassung: 

„b) auf Beförderungen von Gütern, wenn die Be- 
förderungsstrecke insgesamt mehr als fünfzig 
Kilometer beträgt". 


2. In der niederländischen Fassung der vorgenann- 
ten Verordnung ist im ersten Unterabsatz von Arti- 
kel 5 Absatz 2 das Wort „mededelen" durch das 
Wort „toezenden" zu ersetzen und der zweite Unter- 
absatz wie folgt zu ändern: 

„Bij deze toezending voegt hij alle gegevens welke 
het sluiten ervan, alsmede de overeengekomen 
prijzen motiveren". 

Ferner ist in Artikel 16 der Buchstabe c durch fol- 
genden Wortlaut zu ersetzen: 

„c) het vervoer van de in de bij lagen I en II bij de 
Eerste richtlijn van de Raad inzake de vaststel- 
ling van bepaalde gemeenschappelijke regels 
voor het internationale vervoer (goederenver- 
voer over de weg tegen vergoeding) opgesomde 
goederen (1)": 


Artikel 4 

Artikel 15 der in Artikel 1 bezeichneten Verordnung 
wird durch einen dritten Absatz folgendermaßen er- 
gänzt: 

„Für die Tarife, an denen die neuen Mitgliedstaaten 
unmittelbar beteiligt sind, beginnen die in den ersten 
beiden Absätzen dieses Artikels festgesetzten Fri- 
sten mit dem Beitritt dieser Staaten zu der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


3 



Drucksache VI/3685 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Begründung 


1. Nach der dritten Erwägung der Verordnung 
(EWG) Nr, 1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968 über 
die Einführung eines Margentarifsystems im Güter- 
kraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten sollte 
die von der Verordnung eingeführte Regelung der 
Beförderungsentgelte und -bedingungen, um die ge- 
wonnenen Erfahrungen berücksichtigen zu können, 
bis zum 31. Dezember 1971 gelten und um ein Jahr 
verlängert werden, falls der Rat vor diesem Zeit- 
punkt keinen Beschluß über die später anzuwenden- 
de Regelung gefaßt haben würde. 

Bei Festsetzung dieser Fristen in Artikel 17 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1174/68 verfolgte der Rat das 
Ziel, durch die Anwendung dieser Verordnung wäh- 
rend eines ausreichenden Zeitraumes die für erfor- 
derlich gehaltene Erfahrung für die Erarbeitung der 
später anzuwendenden Regelung der Beförderungs- 
entgelte und -bedingungen zu gewinnen. 

2. Nach den Bestimmungen der Artikel 4 und 15 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 hätten die von ihr 
vorgesehenen Tarife bis spätestens 31. August 1969 
in Kraft gesetzt werden müssen; die letzte Frist für 
dieses Inkraftsetzen war jedoch der 31. Oktober 
1969 bei den Tarifen, die einer Entscheidung der 
Kommission und gegebenenfalls des Rates bei Streit- 
fällen zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten un- 
terlagen. 

Tatsächlich ist jedoch eine Verspätung von mehr 
als zwei Jahren bei dem Ablauf der Verhandlungen 
zwischen den Mitgliedstaaten zur Festsetzung der 
Tarife entstanden, so daß die durch die vorgenannte 
Verordnung eingeführte Regelung erst kurz vor dem 
normalen Ablauf ihrer Geltungsdauer am 31. De- 
zember 1971 in Kraft gesetzt wurde. 

Nach Artikel 17 bleibt die Verordnung (EWG) Nr. 
1174/68 automatisch ein weiteres Jahr in Kraft, das 
heißt bis zum 31. Dezember 1972. 

3. Wegen der wesentlichen Überschreitung der für 
das Inkraftsetzen der Tarife vorgesehenen Fristen 
war es nicht möglich, rechtzeitig die erforderlichen 
Erfahrungen bei der Anwendung dieser Regelung 
zu gewinnen, um dem Rat die Möglichkeit zu geben, 
vor Ablauf dieses zusätzlichen Zeitraumes von einem 
Jahr die vom 1. Januar 1973 an anzuwendende Re- 
gelung festzusetzen. 

Damit die Erfahrungen von Wert sind, die der Rat 
bei der Anwendung der durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1174/68 eingeführten Tarifregelung ge- 
winnen wollte, muß sich diese Anwendung auf einen 
Zeitraum erstrecken, der mindestens dem in der Ver- 
ordnung vorgesehenen entspricht. 

Unter diesen Voraussetzungen müßte die Geltungs- 
dauer der Verordnung bis zum 31. Dezember 1974 


verlängert werden, das heißt um einen Zeitraum 
von mindestens zwei Jahren nach Ablauf ihrer Gel- 
tungsdauer am 31. Dezember 1972. 

4. Der Rat war sich dieser Lage bewußt, als er in 
seiner 178. Tagung am 3. Dezember 1971 diese Ver- 
längerung der Geltungsdauer in das vorläufige Pro- 
gramm seiner Arbeiten für 1972 aufnahm. 

Seit diesem Zeitpunkt und insbesondere in der 195. 
Tagung des Rates vom 17. und 18. Mai 1972 hat 
jedoch die Delegation eines Mitgliedstaates vorge- 
schlagen, man solle nicht eine einfache Verlängerung 
der Geltungsdauer der Verordnung, so wie sie zur 
Zeit angewendet wird, vorsehen; sie hat beantragt, 
daß anläßlich der Verlängerung der Geltungsdauer 
die Verordnung geändert werden solle, damit die 
Voraussetzungen, unter denen Sonderabmachungen 
abgeschlossen werden können, die von den Tarifen 
abweichen, strenger gefaßt werden. 

5. Die beantragten Änderungen beziehen sich auf 
besonders wichtige Punkte der Verordnung (EWG) 
Nr. 1174/68, deren Abfassung bei Verabschiedung 
der Verordnung durch den Rat sehr schwierig war. 
Sie wären ferner geeignet, sogar die Grundlage des 
eingeführten Tarifsystems in Frage zu stellen, das 
auf den bilateralen Tarifen beruht. 

Der Rat hat außerdem bei Verabschiedung dieses 
Systems gewollt, daß ausreichende Erfahrungen mit 
seiner Anwendung gemacht werden, ehe es geändert 
wird. Das ist bisher nicht der Fall, weil die Tarife 
erst seit einigen Monaten in Kraft sind und die Mit- 
gliedstaaten noch nicht alle Möglichkeiten ausge- 
schöpft haben, die die Verordnung bietet, um zu 
einem ordnungsmäßigen Funktionieren des Tarif- 
systems zu gelangen. 

6. Die Anwendung einiger Bestimmungen der Ver- 
ordnung hat jedoch schon bei den Verhandlungen 
über die Festsetzung der Tarife Probleme aufgewor- 
fen, für deren Lösung es angebracht sein dürfte, die 
Verordnung zu präzisieren, ohne sie in ihrer Sub- 
stanz zu ändern. 

Diese Präzisierungen beziehen sich auf folgende 
Punkte der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68: 

— Vervollständigung des Artikels 1 damit zum Aus- 
druck kommt, daß die kombinierten Beförderun- 
gen, bei denen ein Straßenfahrzeug auf einem 
Teil der Be.förderungsstrecke ohne Umladung des 
Gutes von einem anderen Verkehrsträger be- 
fördert wird, der Tarifverordnung unterliegen; 
solche Beförderungen werden tatsächlich in den 
meisten nationalen Rechtsvorschriften sowie in 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 6. August 1968, S. 1 
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zahlreichen internationalen Regelungen, insbe- 
sondere in dem Übereinkommen über den Beför- 
derungsvertrag im internationalen Straßengüter- 
verkehr (CMR), als Beförderungen im Straßen- 
verkehr angesehen; die Tarifverordnung wird 
übrigens im Verkehr mit Italien, wo Beförderun- 
gen auf bestimmten transalpinen Strecken auf der 
Eisenbahn durchgeführt werden und wo die 
Überfahrt nach Sizilien im Seeverkehr geschieht, 
schon angewendet; die vorgeschlagene Präzisie- 
rung ist vor allem dann angebracht, wenn Beför- 
derungen dieser Art im Rahmen der erweiterten 
Gemeinschaft sich vermehren werden; 

— nach Artikel 3 Absatz 1 der jetzt geltenden Ver- 
ordnung müssen alle Tarife die „Werbe- und Ab- 
fertigungskosten“ berücksichtigen; dies schließt 
die Möglichkeit aus, besondere Tarife festzuset- 
zen, die diese Kosten nicht enthalten, um das Be- 
förderungsentgelt festzulegen, das der Verkehrs- 
unternehmer bei Einschaltung eines Hilfsgewer- 
betreibenden des Verkehrs erhalten muß; es hat 
sich bei der Erstellung der Tarife gezeigt, daß, 
wenn man, wie dies ausdrücklich in der vierten 
Erwägung der Verordnung vorgesehen ist, nicht 
das Entgelt der Hilfsgewerbetreibenden präjudi- 
zieren will, solche Tarife festsetzen können muß 
und alle Mitgliedstaaten sich veranlaßt gesehen 
haben, dies im Rahmen ihrer bilateralen Tarife 
zu tun; die vorgeschlagene Änderung zielt darauf 
ab, die Verordnung an diese Lage anzupassen; 

— bei den Sonderabmachungen hat die Anwendung 
der Bestimmungen des Artikels 5 Absatz 1 der 
Verordnung in seiner jetzigen Fassung zu 
Schwierigkeiten bezüglich der Frage geführt, ob 
sich ein und dieselbe Sonderabmachung auf Be- 
förderungen zwischen mehr als zwei Mitglied- 
staaten beziehen kann; da die durch die vorge- 
nannte Verordnung eingeführte Tarif regelung 
auf bilateralen Tarifen beruht, dürfte es selbst- 


verständlich sein, daß die Sonderabmachungen, 
die von einem bilateralen Tarif abweichen, selbst 
auch im bilateralen Rahmen bleiben müssen. 

7. Bei Anwendung der Verordung (EWG) Nr. 1174/ 
68 ist man wegen Abweichungen zwischen ihren Fas- 
sungen in den verschiedenen Sprachen der Gemein- 
schaft auf Schwierigkeiten gestoßen. Es handelt sich 
dabei unter anderem um folgende Punkte: 

— Artikel 16 Buchstabe b der deutschen Fassung 
enthält eine Abweichung von den Fassungen in 
den anderen Sprachen, indem ein Zweifel über 
die Entfernung aufkommen könnte, unterhalb der 
die Beförderungen nicht der Verordnung unterlie- 
gen; es handelt sich selbstverständlich um die 
tatsächliche Länge der Beförderungsstrecke zwi- 
schen dem Verlade- und dem Entladeort und 
nicht um die Entfernung in der Luftlinie zwischen 
diesen Orten; 

— Artikel 5 Absatz 2 der niederländischen Fassung 
läßt Zweifel bezüglich der Mitteilung der Son- 
derabmachungen an die zuständigen Behörden 
zur Überprüfung aufkommen; es muß daher prä- 
zisiert werden, wie dies unbestreitbar aus dem 
Wortlaut der Fassung in allen Sprachen hervor- 
geht, daß diese Mitteilung die Übersendung der 
Sonderabmachung selbst und der Unterlagen um- 
faßt, die den Abschluß sowie die vereinbarten 
Beförderungsentgelte rechtfertigen ; 

— Artikel 16 Buchstabe c der niederländischen Fas- 
sung könnte den Schluß zulassen, daß alle von 
der betreffenden Richtlinie des Rates erfaßten 
Beförderungen nicht der Verordnung unterliegen, 
während aus dem Wortlaut in den anderen Spra- 
chen eindeutig hervorgeht, daß nur solche Beför- 
derungen gemeint sind, bei denen die in dieser 
Richtlinie aufgeführten Güter transportiert wer- 
den. 
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